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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Die Lage der Staatsfinanzen d�rfte sich im

laufenden Jahr wieder etwas eintr�ben.

Nachdem das gesamtstaatliche Defizit in den

letzten Jahren deutlich zur�ckgegangen war

und 2007 ein Haushaltsausgleich erreicht

wurde, ist ein leichter R�ckfall zu erwarten.

Dabei wird sich das konjunkturelle Umfeld

nicht zuletzt aufgrund der f�r die �ffentlichen

Haushalte g�nstigen Wachstumsstruktur noch

weiter positiv auswirken. Ausschlaggebend

f�r die ung�nstige Haushaltsentwicklung sind

vielmehr strukturelle Faktoren wie insbeson-

dere merkliche Abgabensenkungen und eine

dar�ber hinaus voraussichtlich schwache Auf-

kommensentwicklung bei den gewinnabh�n-

gigen Steuern. Der zwar eher noch mode-

rate, gegen�ber den Vorjahren aber h�here

Ausgabenanstieg bildet hier kein ausreichen-

des Gegengewicht. Insgesamt ist die Entwick-

lung allerdings aufgrund der Finanzmarkttur-

bulenzen und der gestiegenen Risiken bez�g-

lich der gesamtwirtschaftlichen Perspektiven

mit besonderer Unsicherheit verbunden. Die

Schuldenquote, die 2007 erstmals seit vielen

Jahren wieder sp�rbar gesunken war, d�rfte

weiter zur�ckgehen. Dennoch wird die im

EG-Vertrag festgelegte Obergrenze von 60%

immer noch �berschritten werden.

Auf der Einnahmenseite werden sich vor

allem die zwei genannten Faktoren merklich

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt zu-
n�chst eine Analyse der gesamtstaatlichen Entwicklung,
der vor allem Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) zugrunde liegen. Die sich anschlie-
ßende Berichterstattung �ber die Haushalte der Gebiets-
k�rperschaften und Sozialversicherungszweige basiert
auf der finanzstatistischen (haushaltsm�ßigen) Abgren-
zung.
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d�mpfend niederschlagen. Zum einen haben

Abgabensenkungen, insbesondere die Unter-

nehmensteuerreform und die nochmalige

Senkung des Beitragssatzes der Bundesagen-

tur f�r Arbeit von 4,2% auf 3,3%, erheb-

liche Einnahmenausf�lle zur Folge. Die stei-

genden Beitragss�tze zur gesetzlichen Kran-

ken- und sozialen Pflegeversicherung fallen

weniger stark ins Gewicht. Zum anderen

d�rfte sich das in den vergangenen Jahren

außerordentlich stark gestiegene Aufkom-

mensniveau der gewinnabh�ngigen Steuern,

das zuletzt wohl deutlich �ber seinem Trend-

wert lag, auch im Zusammenhang mit den

Finanzmarktturbulenzen zur�ckbilden. Hier

besteht allerdings eine hohe Unsicherheit, zu-

mal auch die finanziellen Auswirkungen der

Unternehmensteuerreform nur schwer einzu-

sch�tzen sind. Insgesamt d�rften die staat-

lichen Einnahmen in Relation zum Brutto-

inlandsprodukt (BIP) im laufenden Jahr trotz

progressionsbedingter Mehreinnahmen merk-

lich sinken.

Das Wachstum der Staatsausgaben wird sich

deutlich beschleunigen und vermutlich den

h�chsten Wert seit 2002 aufweisen. Dennoch

d�rfte die Ausgabenquote weiter sinken, weil

der Zuwachs nochmals hinter dem des nomi-

nalen BIP zur�ckbleiben sollte. So werden die

konjunkturbedingten Arbeitsmarktausgaben

erneut deutlich abnehmen. Dar�ber hinaus

wirken die bis 2007 noch moderaten gesamt-

wirtschaftlichen Entgeltsteigerungen nach,

da die Anpassung wichtiger Sozialleistungen,

insbesondere f�r Rentner und Arbeitslose,

der Lohnentwicklung mit zeitlicher Verz�ge-

rung folgt. Die Personalausgaben, die in den

vorangegangenen Jahren einen maßgeb-

lichen Beitrag zum R�ckgang der Ausgaben-

quote geleistet haben, d�rften dagegen 2008

aufgrund der merklichen Tarifsteigerungen

kaum noch d�mpfend wirken. St�rkere Aus-

gabenzuw�chse sind bei den staatlichen In-

vestitionen und auch im Gesundheitsbereich

zu erwarten.

Im kommenden Jahr k�nnte sich die Lage der

Staatsfinanzen weitgehend unver�ndert dar-

stellen. In struktureller Betrachtung ist weiter-

hin ein geringf�giges Defizit zu erwarten,

sofern zus�tzliche Ausgabenerh�hungen

oder Abgabensenkungen vollst�ndig gegen-

finanziert werden.

Der Ausblick zeigt zwar einerseits, dass die

strukturellen gesamtstaatlichen Defizite im

laufenden und kommenden Jahr recht gering

ausfallen d�rften und sich die Haushaltslage

damit deutlich besser darstellt als noch vor

wenigen Jahren. Auch n�hert sich die Schul-

denquote der 60%-Marke an. Andererseits

wird aber auch deutlich, dass die von der Bun-

desregierung im letzten Stabilit�tsprogramm

angek�ndigte strukturelle Verbesserung im

kommenden Jahr nicht ohne Weiteres zu er-

reichen sein wird. Gem�ß der j�ngsten Prog-

nose der Europ�ischen Kommission d�rfte das

nach dem Stabilit�ts- und Wachstumspakt an-

zustrebende Ziel eines strukturell ausgegliche-

nen Haushalts sogar merklich verfehlt wer-

den.1) Entgegen dem Eindruck, den die der-

zeitigen finanzpolitischen Diskussionen mitun-

ter erwecken, besteht demnach kein Raum

f�r weitere defiziterh�hende Maßnahmen

ohne entsprechende Gegenfinanzierung. Viel-

1 Zur Kommissionsprognose vgl. die Erl�uterungen auf
S. 22 f.
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mehr ist zu ber�cksichtigen, dass aufgrund

der Neuberechnung des sozio-kulturellen Exis-

tenzminimums ab 2009 eine Ausweitung

der einschl�gigen Steuerfreibetr�ge (und wohl

auch des Kindergeldes) sowie der Grundsiche-

rungsleistungen und damit eine Haushaltsbe-

lastung zu erwarten ist, die noch nicht gegen-

finanziert ist. Auch d�rften sich ab 2010

betr�chtliche Mindereinnahmen aus der Um-

setzung einer Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts zur steuerlichen Ber�cksichti-

gung von Kranken- und Pflegeversicherungs-

beitr�gen ergeben. Sie ließen sich leichter tra-

gen, wenn 2009 eine g�nstigere Ausgangs-

lage erreicht w�rde.

Staatliche St�tzungsmaßnahmen f�r ange-

schlagene Finanzinstitute werden sich 2008

im staatlichen Finanzierungssaldo und Schul-

denstand niederschlagen. Dabei stellt der �f-

fentliche Bankensektor ein besonderes Risiko

dar, weil Bund, L�nder und Gemeinden hier als

Eigent�mer von Gewinneinbußen betroffen

sein k�nnen und gegebenenfalls durch die Be-

reitstellung finanzieller Mittel sowie die �ber-

nahme von Verlusten direkt belastet werden.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Das Aufkommen der wichtigsten Einzelsteu-

ern stieg im ersten Quartal gegen�ber dem

entsprechenden Vorjahrszeitraum stark, was

sich teilweise auch im April fortsetzte. Die

gesamten Steuereinnahmen2) wuchsen im

ersten Vierteljahr um 7 1�2 % (siehe auch das

nebenstehende Schaubild und die Tabelle auf

S. 69). Die Einnahmen aus den Einkommen-

steuern3) erh�hten sich dabei um insgesamt

13 1�2 %. Im Anstieg bei der Lohnsteuer

(+ 7 1�2 %) zeigten sich neben dem Wachstum

der Bruttol�hne und -geh�lter die Steuerpro-

gression und der R�ckgang der vom Kassen-

aufkommen abgesetzten Kindergeldzahlun-

gen. Die Einnahmen aus den gewinnabh�ngi-

gen Steuern4) stiegen ebenfalls stark an

(+ 27 1�2 %). Das Aufkommen aus der veran-

lagten Einkommensteuer �bertraf das Vor-

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
3 Lohn-, veranlagte Einkommen-, K�rperschaftsteuer
und Kapitalertragsteuern zuz�glich Solidarit�tszuschlag.
4 Hier werden darunter die veranlagte Einkommensteuer,
die K�rperschaftsteuer und die Kapitalertragsteuern zu-
sammengefasst. Im Unterschied zu den VGR sind in der
hier dargestellten finanzstatistischen Abgrenzung die
Eigenheim- und Investitionszulagen vom Aufkommen
abgesetzt.
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jahrsniveau um 3 Mrd 3. Bei einer weiterhin

guten – wenn auch gegen�ber dem Vorjahr

abgeschw�chten – Grunddynamik gingen die

vom Kassenaufkommen abgesetzten Zahlun-

gen f�r die auslaufende Eigenheimzulage

(Hauptauszahlungsmonat: M�rz) und die Er-

stattungen an Arbeitnehmer stark zur�ck

(insgesamt um 2 Mrd 3). Die Einnahmen aus

der K�rperschaftsteuer sanken zwar deutlich

(– 13%). Allerdings h�tte hier das Minus in-

folge der Unternehmensteuerreform noch

st�rker ausfallen k�nnen. Auch die Folgen der

Finanzmarktturbulenzen haben sich offenbar

noch nicht sp�rbar negativ niedergeschlagen.

Bei den Kapitalertragsteuern kam es zu einem

kr�ftigen Plus (+ 211�2 %). Unter den ver-

brauchsabh�ngigen Steuern wuchs das Auf-

kommen der Umsatzsteuer im ersten Quartal

um 5 1�2 %. Hier zeigt sich insbesondere noch

die kassenm�ßig verz�gerte Wirkung der

Satzanhebung zum Jahresanfang 2007.

F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der neuen of-

fiziellen Steuersch�tzung vom Mai mit einem

Aufkommenszuwachs um 3% (inkl. Gemein-

desteuern) und einem leichten R�ckgang der

Steuerquote (in finanzstatistischer Abgren-

zung) auf 22,1% gerechnet.5) Der leichte

R�ckgang der Quote erkl�rt sich dabei mit per

saldo aufkommensmindernden Rechts�nde-

rungen (insbesondere aus der Unternehmen-

steuerreform). Die progressionsbedingten

Mehreinnahmen bewirken f�r sich genom-

men einen Quotenanstieg, der aber zum Teil

durch die schw�chere Entwicklung bei den

verbrauchsabh�ngigen Steuern ausgeglichen

wird. Gegen�ber der letzten offiziellen Steuer-

sch�tzung vom November 2007 wurden die

Ans�tze um 1 Mrd 3 nach unten korrigiert.

F�r 2009 wird prognostiziert, dass die Steuer-

einnahmen um 3% wachsen und die Steuer-

quote wieder leicht ansteigt. Verglichen mit

der Prognose vom Mai 2007 wurde die Sch�t-

zung um 6 1�2 Mrd 3 nach oben korrigiert, so-

fern um die neu ber�cksichtigten Rechts-

�nderungen bereinigt wird6) (vor allem Unter-

nehmensteuerreform). Zum einen wurden die

Steueraufkommen

1. Vierteljahr

2007 2008

Sch�t-
zung f�r
20081) 2)

Steuerart Mrd 5

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 110,6 118,8 + 7,5 + 3,8
darunter:

Lohnsteuer 30,5 32,8 + 7,6 + 7,5
Gewinnabh�n-
gige Steuern 3) 13,2 16,9 + 27,4 + 4,4
davon:

Veranlagte
Einkommen-
steuer 0,8 3,7 . + 20,1
Kapitalertrag-
steuern 4) 7,0 8,5 + 21,5 + 9,2
K�rperschaft-
steuer 5,4 4,7 – 13,0 – 17,8

Steuern vom
Umsatz 5) 42,0 44,3 + 5,4 + 3,9
Energiesteuer 4,5 4,7 + 2,8 + 2,4
Tabaksteuer 2,9 2,5 – 12,7 – 5,9

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2008. — 2 Einschl.
der EU-Anteile am deutschen Steueraufkommen, aber ohne
die f�r das ausgewiesene Quartal noch nicht bekannten Er-
tr�ge aus den Gemeindesteuern. — 3 Arbeitnehmererstattun-
gen, Eigenheim- und Investitionszulage vom Aufkommen
abgesetzt. — 4 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und
Zinsabschlag. — 5 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

5 Der Sch�tzung liegt die j�ngste gesamtwirtschaftliche
Prognose der Bundesregierung zugrunde. Danach wird
f�r 2008 ein Wachstum des realen BIP um 1,7% (Novem-
ber 2007: 2%) und des nominalen BIP um 3,4% (No-
vember 2007: 3,5%) erwartet. F�r 2009 wird mit einem
Zuwachs um real 1,2% und nominal 2,7% gerechnet.
6 Einschl. der Korrektur der Ausfallsch�tzung im Zusam-
menhang mit dem EuGH-Urteil zur Rechtssache Meilicke.
Die Ausf�lle, die vom Bundesfinanzministerium auf
5 Mrd 3 beziffert werden, waren im Mai 2007 noch gr�ß-
tenteils f�r 2008 erwartet worden. Seit der Sch�tzung im
November 2007 wird von einer um ein Jahr verz�gerten
Kassenwirkung ausgegangen. Da die Sch�tzung auf gel-
tendem Recht beruht, blieb die erwartete Anhebung der
einschl�gigen Freibetr�ge (und wohl auch des Kindergel-
des) nach der anstehenden Neuberechnung des sozio-
kulturellen Existenzminimums außer Betracht.
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Lohnsteuereinnahmen aufgrund der st�rke-

ren Zuw�chse bei den zugrunde gelegten Be-

messungsgrundlagen nun deutlich h�her an-

gesetzt. Zum anderen wird das g�nstigere Er-

gebnis f�r die gewinnabh�ngigen Steuern im

letzten Jahr zum gr�ßeren Teil in die Folge-

jahre fortgeschrieben. Sch�tzunsicherheiten

ergeben sich aufgrund der Risiken bez�glich

der zugrunde liegenden gesamtwirtschaft-

lichen Annahmen. Außerdem ist die weitere

Entwicklung des – teilweise auch unterj�hrig –

sehr volatilen Aufkommens der gewinnab-

h�ngigen Steuern schwer zu prognostizieren.

Hier besteht betr�chtliche Ungewissheit be-

z�glich der Wirkungen der Unternehmen-

steuerreform, der Folgen der Finanzmarkttur-

bulenzen7) sowie des Ausmaßes einer Wie-

derann�herung an das derzeit wohl �ber-

schrittene Trendniveau.

F�r die Jahre 2010 bis 2012 wird erwartet,

dass die Steuereinnahmen durchschnittlich

um 4% wachsen und die Steuerquote auf

22,8% ansteigt. Quotenerh�hend wirkt da-

bei unter anderem der Progressionseffekt.

Nicht ber�cksichtigt wurden dabei allerdings

absehbare Mindereinnahmen durch die Neu-

regelung des einkommensteuerlichen Son-

derausgabenabzugs von Kranken- und Pflege-

versicherungsbeitr�gen ab 2010, die auf-

grund einer Verfassungsgerichtsentscheidung

erforderlich ist. Von besonderer Bedeutung

f�r die Mittelfristprojektion sind die Annah-

men bez�glich der trendm�ßigen Wirt-

schaftsentwicklung. Nachdem hier in den zu-

r�ckliegenden Jahren mehrfach Abw�rts-

korrekturen erfolgten, wird nunmehr wieder

eine g�nstigere Entwicklung angesetzt. Ins-

gesamt bel�uft sich die Revision f�r das

Steueraufkommen im Jahr 2011 gegen�ber

der letzten Mittelfristsch�tzung vom Mai

2007 auf 13 Mrd 3 bei Bereinigung um die

Wirkungen zwischenzeitlicher Rechts�nde-

rungen. Zu den Aufw�rtskorrekturen bei der

Lohnsteuer kommt hier die fortgeschriebene

h�here Basis bei den gewinnabh�ngigen

Steuern.

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt verzeichnete im ersten

Quartal 2008 ein Defizit von 111�2 Mrd 3,

nach 13 1�2 Mrd 3 zum Jahresauftakt 2007.

Die Einnahmen stiegen um 5% (bzw. 3 Mrd 3).

Der Zuwachs des Steueraufkommens wurde

zwar durch h�here Abf�hrungen an die EU

(+11�4 Mrd 3) merklich ged�mpft, fiel aber

mit 4 1�2 % (bzw. 2 1�2 Mrd 3) kr�ftiger aus als

f�r das Gesamtjahr veranschlagt (+3%). Bei

den nichtsteuerlichen Einnahmen ergab sich

ebenfalls ein Anstieg. Insbesondere �bertra-

fen die Zufl�sse von der Bundesagentur f�r

Arbeit ihren Vorjahrswert um 3�4 Mrd 3, weil

der Eingliederungsbeitrag deutlich h�her aus-

fiel als der bisherige Aussteuerungsbetrag. Die

Ausgaben lagen um gut 1% (bzw. 1 Mrd 3)

�ber dem Vorjahrsniveau. Bei den laufenden

Zusch�ssen kam es zu einem kr�ftigen Zu-

wachs um 5% (bzw. 2 Mrd 3). Davon entfiel

allein 1 Mrd 3 auf die nun faktisch voll aus

dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Leis-

tungen der Postpensionskasse. Aber auch f�r

das Eltern- und Erziehungsgeld wurde mehr

7 Unabh�ngig von den direkten Folgen f�r die Entwick-
lung der Unternehmensgewinne nach den der Steuer-
sch�tzung zugrunde liegenden gesamtwirtschaftlichen
Annahmen ist zu erwarten, dass die umfangreichen
bilanziellen Abschreibungen jedenfalls zum Teil den
steuerlichen Gewinn zus�tzlich schm�lern werden.
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ausgegeben als vor Jahresfrist (1�2 Mrd 3).

Beim laufenden Sachaufwand f�hrten milit�-

rische Beschaffungen zu einem merklichen

Anstieg um 1�2 Mrd 3. Minderausgaben von

1 Mrd 3 wurden dagegen bei den Zuweisun-

gen an das Bundeseisenbahnverm�gen ver-

zeichnet, das seine Aufwendungen zu Jahres-

beginn weitgehend aus Verm�gensverwer-

tungen selbst finanzierte. Auch die Zinsaus-

gaben gingen deutlich zur�ck (– 1�2 Mrd 3),

w�hrend im Haushaltsplan f�r das Gesamt-

jahr ein kr�ftiger Anstieg vorgesehen ist.

F�r das Gesamtjahr sieht der Bundeshaushalt

lediglich eine moderate R�ckf�hrung des De-

fizits um 2 1�2 Mrd 3 auf gut 12 Mrd 3 vor.

Nach dem guten Jahresauftakt scheint diese

Zielmarke durchaus erreichbar, auch wenn

inzwischen ungeplante Belastungen hinzuge-

kommen sind. So f�hrt der Ende M�rz verein-

barte Tarifabschluss, der auch f�r die Beam-

ten und – mit Abschl�gen – f�r die Versor-

gungsempf�nger angewendet werden soll,

bei einer Anhebung der Tarifentgelte von gut

5% im laufenden Jahr zu einer Haushaltsbe-

lastung von insgesamt gut 1 Mrd 3 (einschl.

der Mehrkosten f�r Post- und Eisenbahn-

pension�re), w�hrend der zur Vorsorge gebil-

dete Verst�rkungstitel im Haushalt lediglich
1�2 Mrd 3 umfasst. Dar�ber hinaus wurde be-

reits eine außerplanm�ßige Ausgabe von gut

1 Mrd 3 zur St�tzung der IKB-Bank bewilligt,

nachdem die KfW ihre diesbez�glichen finan-

ziellen M�glichkeiten durch Hilfsmaßnahmen

im Umfang von rund 7 Mrd 3 bereits weitge-

hend ausgesch�pft hatte. Entlastungen an

anderer Stelle erscheinen aber bei sparsamer

Haushaltsf�hrung m�glich. Nach der j�ngs-

ten Steuersch�tzung werden zudem sogar

Mehreinnahmen von 1�2 Mrd 3 erwartet. An-

gesichts der anhaltenden Finanzmarktkrise

und der Unsicherheiten �ber die aus der

Unternehmensteuerreform resultierenden Be-

lastungen darf dieses Ergebnis jedoch nicht

als Entwarnung interpretiert werden.

Neben dem haushaltsm�ßigen Defizit ist zu

ber�cksichtigen, dass 2008 Entlastungen aus

Verm�gensverwertung von insgesamt rund

13 Mrd 3 eingeplant sind. Nach dem Ende

Februar von der Bundesregierung vorgeleg-

ten Konzept f�r eine neue Schuldenregel

bleibt damit ein Konsolidierungsbedarf von

rund 20 Mrd 3. Wenn die Ziele eines konsoli-

dierten Bundeshaushalts und glaubw�rdiger

Schuldenregeln nicht aus den Augen verloren

werden sollen, ist dies bei der nun anstehen-

den Haushaltsaufstellung f�r 2009 zu ber�ck-
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sichtigen, zumal die Steuersch�tzung gegen-

�ber der mittelfristigen Finanzplanung des

Vorjahres lediglich Mehreinnahmen von

1 Mrd 3 in Aussicht gestellt hat, die faktisch

f�r die nun absehbar deutlich h�heren Perso-

nalkosten ben�tigt werden. Das gegen�ber

den Vorjahren nachlassende Wachstum des

Steueraufkommens und bereits angelegte

Ausgabenzuw�chse f�r Zusch�sse an die

gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung

schr�nken den Gestaltungsspielraum f�r

andere Bereiche jedenfalls erheblich ein.

M�gliche Belastungen durch nunmehr erwar-

tete h�here Steuerfreibetr�ge und Sozialleis-

tungen ab 2009 m�ssten dann an anderer

Stelle ausgeglichen werden. Ab 2010 d�rfte

die vom Verfassungsgericht vorgeschriebene

Ausweitung der Sonderausgabenabz�ge f�r

Kranken- und Pflegeversicherungsbeitr�ge

den Bundeshaushalt zus�tzlich belasten, wo-

bei das Ausmaß hier stark von der gew�hlten

Ausgestaltung abh�ngt. Die j�ngsten Diskus-

sionen �ber Leistungsausweitungen und

Steuersenkungen stehen angesichts faktisch

wohl allenfalls geringf�gig h�herer Steuerein-

nahmen gegen�ber der letzten mittelfristigen

Finanzplanung ohne entsprechende Gegen-

finanzierungskonzepte in starkem Gegensatz

zu den angek�ndigten mittelfristigen Zielen

f�r den Bundeshaushalt.

Die Extrahaushalte des Bundes wiesen im

ersten Quartal 2008 einen �berschuss von

11�2 Mrd 3 aus, nach einem Defizit von 1 Mrd 3

vor Jahresfrist. Im Vorjahr war beim ERP-Son-

derverm�gen vor dessen Neuorganisation un-

ter dem Dach der KfW noch ein Defizit von

gut 1 Mrd 3 verzeichnet worden. Auch bei

der Postpensionskasse war noch ein Defizit

von 1�2 Mrd 3 angefallen, das durch Mittel

aus den Verbriefungstransaktionen der Jahre

2005 und 2006 finanziert worden war. Seit

2008 werden nun aber faktisch alle Ausga-

ben f�r die Pension�re aus Bundeszusch�ssen

gezahlt. Da die von den Postnachfolgeunter-

nehmen weiterhin zu leistenden Beitr�ge

jetzt f�r den Zinsaufwand im Zusammenhang

mit den Verbriefungen genutzt und f�r die

diesbez�glich anstehenden Tilgungen zur�ck-

gelegt werden, wurde ein �berschuss von
1�2 Mrd 3 erzielt. Wie im Vorjahr erhielt

der Erblastentilgungsfonds Mittel aus der

leicht ausgeweiteten Gewinnaussch�ttung

der Bundesbank, die mit knapp 4 1�2 Mrd 3 er-

neut den f�r den Bundeshaushalt reservierten

Teil von 3 1�2 Mrd 3 �berstieg.

L�nderhaushalte8)

Im ersten Quartal 2008 ging das Defizit der

L�nder merklich von 3 Mrd 3 vor Jahresfrist

auf 1�2 Mrd 3 zur�ck. Die Einnahmen stiegen

aufgrund der positiven Entwicklung des

Steueraufkommens, aber auch durch um-

fangreiche nichtsteuerliche Ertr�ge Berlins

(offenbar aus der R�ckzahlung einer stillen

Einlage bei der Landesbank) erheblich

(+ 6 1�2 %). Gleichzeitig nahmen die Ausgaben

deutlich ged�mpfter zu (+ 2 1�2 %). Dabei ex-

pandierten die Zuweisungen an die Kommu-

nen offenbar weiter sp�rbar. Neben dem

Wachstum der im Steuerverbund mit den Ge-

meinden zu ber�cksichtigenden Einnahmen

d�rfte dies auch auf die Umsetzung eines

Urteils des nordrhein-westf�lischen Verfas-

8 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen wurde in den
Kurzberichten des Monatsberichts April 2008 kommen-
tiert.
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sungsgerichtshofs zur�ckzuf�hren sein, das

das Land letztlich zu Nachzahlungen von
1�2 Mrd 3 an die Kommunen verpflichtete. Die

besonders bedeutsamen Personalausgaben

nahmen dagegen nur um 1% zu. 2006 war

grunds�tzlich ein Anstieg der Entgelte f�r

Tarifbesch�ftigte um 2,9% zum Jahresbeginn

2008 vereinbart worden. Die L�nder, die seit

der ersten Stufe der F�deralismusreform f�r

die Besoldungsgestaltung selbst zust�ndig

sind, haben die Anpassung aber erst teilweise

auf ihre Beamten und Versorgungsempf�nger

�bertragen, auf die der Großteil der Kosten

entf�llt.

Trotz der positiven Entwicklung zu Jahresbe-

ginn und des um knapp 1 Mrd 3 g�nstigeren

Ergebnisses der j�ngsten Steuersch�tzung

sind die Aussichten f�r das Gesamtjahr ge-

d�mpfter, wobei mit einem etwas ung�nsti-

geren Abschluss als 2007 gerechnet wird.9)

Hier schlagen insbesondere erwartete Einnah-

menausf�lle aus der Unternehmensteuer-

reform und Mehrbelastungen im kommuna-

len Finanzausgleich zu Buche. Mit fortschrei-

tender �bertragung der Tarifvereinbarung auf

die Beamten und Versorgungsempf�nger

d�rften zudem auch die Personalaufwendun-

gen im weiteren Jahresverlauf kr�ftiger stei-

gen. Dar�ber hinaus k�nnen Haushaltsbelas-

tungen aus der angespannten Finanzlage ein-

zelner Landesbanken entstehen, soweit die

Risikoabschirmungen in einer Gr�ßenord-

nung von insgesamt ann�hernd 10 Mrd 3 in

Anspruch genommen und erg�nzende Kapi-

talerh�hungen erforderlich werden sollten.

Wenngleich ein großer Teil der L�nder auch

2008 ohne neue Schulden auskommen will,

erwarten insbesondere die Bundesl�nder mit

besonderer Haushaltsanspannung und hoher

Pro-Kopf-Verschuldung (Bremen, Saarland

und Schleswig-Holstein) teilweise eine deut-

liche Zunahme ihrer Defizite im laufenden

Jahr. Im Rahmen der Diskussionen in der

F�deralismus-Kommission haben diese L�n-

der auch angek�ndigt, dass ein Haushaltsaus-

gleich bis 2019 nicht m�glich sei. Dies ist

allerdings zu relativieren.10) Der Anstieg der

Verschuldung in den letzten Jahrzehnten l�sst

eine Verst�ndigung auf einheitliche strengere

Haushaltsregeln im Rahmen der F�deralis-

musreform II geboten erscheinen.

Sozialversicherungen11)

Rentenversicherung

Im ersten Quartal 2008 verzeichnete die ge-

setzliche Rentenversicherung ein Defizit von

11�2 Mrd 3, das damit im Vergleich zum Vor-

jahr um 1�2 Mrd 3 geringer ausfiel. W�hrend

die Ausgaben um gut 1% expandierten, stie-

gen die Einnahmen mit 2 1�2 % sp�rbar st�r-

9 Dabei werden die monatlichen Angaben der Kernhaus-
halte herangezogen, nach denen der �berschuss der L�n-
der im Vorjahr 3 Mrd 3 betrug. Insbesondere unter Einbe-
ziehung der Erl�se Berlins aus der Ver�ußerung seiner
Landesbank-Anteile (4 1�2 Mrd 3) – die einer R�cklage
außerhalb des Landeshaushalts zugef�hrt wurden – be-
lief sich der �berschuss nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes aber auf 8 Mrd 3, bei Anwendung der Sek-
torenabgrenzung aus den VGR (also einschl. der ausge-
gliederten Hochschulen, Landesbetriebe f�r Straßenbau,
Verkehr und Statistik sowie der Versorgungsr�cklagen)
sogar auf 9 1�2 Mrd 3.
10 Vgl. dazu den Abschlussbericht der Arbeitsgruppe Haus-
haltsanalyse unter http://www.bundestag.de/parlament/
gremien/foederalismus2/drucksachen/kdrs102.pdf.
11 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im Jahr
2007 wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts
M�rz 2008 kommentiert.
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ker. Die Beitragszufl�sse wuchsen um 3 1�2 %.

Hier wirkten sich die g�nstige Besch�fti-

gungsentwicklung, aber auch die h�heren

Durchschnittsentgelte aus. R�ckg�nge gab es

dagegen erneut bei den Beitr�gen f�r

Arbeitslosengeldbezieher. Auf der Ausgaben-

seite stiegen die Rentenzahlungen um knapp

1%. Ausschlaggebend waren die Rentenan-

passung um 0,54% zur Jahresmitte 2007 so-

wie eine Zunahme der Rentenzahl um knapp
1�2 %. Dagegen sind die auf die gesetzliche

Rentenversicherung entfallenden Beitr�ge zur

Krankenversicherung der Rentner mit 6%

nochmals kr�ftig gestiegen, weil die deut-

lichen Beitragssatzanhebungen der Kranken-

kassen zu Beginn des Vorjahres bei den Rent-

nern erst zum April 2007 wirksam wurden.12)

Im weiteren Jahresverlauf ist mit einem anhal-

tend kr�ftigen Anstieg der Beitragseinnah-

men zu rechnen. Allerdings werden die Ren-

ten zum 1. Juli 2008 nicht regelgem�ß um

0,46%, sondern – infolge einer Aussetzung

anpassungsd�mpfender Faktoren – um 1,1%

angehoben. Auch f�r das folgende Jahr

wurde ein Verzicht auf die Anpassungsminde-

rung um gut 0,6 Prozentpunkte durch den

Altersvorsorgeanteil beschlossen. Damit sind

zus�tzliche Ausgaben von 3�4 Mrd 3 in diesem,

2 Mrd 3 im n�chsten und 3 Mrd 3 im �ber-

n�chsten Jahr verbunden. Nur wenn die ver-

schobenen Anpassungsminderungen in den

Jahren 2012 und 2013 tats�chlich nachgeholt

werden, bleibt es bei einer Mehrbelastung

der Beitrags- und Steuerzahler von rund 12

Mrd 3. Andernfalls droht ein dauerhaft um

0,3 Prozentpunkte h�herer Beitragssatz.13)

Insgesamt d�rfte die gesetzliche Renten-

versicherung im laufenden Jahr dennoch

einen deutlich gr�ßeren �berschuss aufwei-

sen als im Vorjahr (gut 1 Mrd 3).

Bundesagentur f�r Arbeit

Bei der Bundesagentur f�r Arbeit ergab sich

im ersten Vierteljahr 2008 ein Defizit von

2 1�2 Mrd 3, w�hrend das Quartalsergebnis vor

einem Jahr beinahe ausgeglichen war. Darin

spiegeln sich allerdings auch die Zuf�hrungen

an den Versorgungsfonds f�r die Beamten

der Bundesagentur von bislang 1,6 Mrd 3

ausgabenwirksam wider. Das um diesen

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €
lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung
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12 Die zeitliche Verz�gerung beruht darauf, dass Bei-
tragssatz�nderungen der gesetzlichen Krankenkassen f�r
Rentner erst ab dem dritten der Ver�nderung folgenden
Monat umgesetzt werden.
13 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Perspektiven der ge-
setzlichen Rentenversicherung in Deutschland, Monats-
bericht, April 2008, S. 67 ff.
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Effekt bereinigte (operative) Defizit lag bei

knapp 1 Mrd 3. Dabei f�hrte allerdings allein

die Senkung des Beitragssatzes von 4,2% auf

3,3% zu Mindereinnahmen von 13�4 Mrd 3.

Insgesamt wirkt sich die anhaltend vorteil-

hafte Entwicklung am Arbeitsmarkt also wei-

terhin positiv auf die Finanzen der Bundes-

agentur aus.

Die Beitragseinnahmen lagen im ersten Quar-

tal um 23% unter ihrem Vorjahrsniveau. Be-

reinigt um die Beitragssatzsenkung ergab sich

immer noch ein R�ckgang um 2%. Dieser

war aber ausschließlich auf Sondereffekte14)

zur�ckzuf�hren, die sich im weiteren Jahres-

verlauf wieder ausgleichen werden und ohne

die ein Anstieg um 3 1�2 % zu verzeichnen

gewesen w�re. Der Bundeszuschuss fiel mit

2 Mrd 3 um 17 1�2 % h�her aus und folgt da-

mit der unterstellten (erstmals vollen) Auf-

kommenswirksamkeit eines Prozentpunktes

der Umsatzsteuerregelsatzanhebung.

Die Ausgaben �bertrafen ihren Vorjahrswert

um 12 1�2 %. Bereinigt um die Zuf�hrungen

zum Versorgungsfonds sanken sie dagegen

um 3 1�2 %. F�r das Arbeitslosengeld I wurde

nochmals 20% (bzw. 1 Mrd 3) weniger aus-

gegeben. Daf�r fiel der neue Eingliederungs-

beitrag, �ber den der Bund die H�lfte seiner

Aufwendungen f�r Maßnahmen der aktiven

Arbeitsmarktpolitik und Verwaltungsausga-

ben f�r Empf�nger von Arbeitslosengeld II

von der Bundesagentur erstattet bekommt,

deutlich h�her als der zuvor gezahlte Aus-

steuerungsbetrag aus. Außerdem kam es

erstmals seit Anfang 2003 wieder zu Mehr-

ausgaben bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik

um 3%.

Das Ergebnis des ersten Quartals unterst�tzt

die Einsch�tzung, dass sich die Finanzlage im

Jahr 2008 deutlich g�nstiger darstellen wird

als im Haushaltsplan der Bundesagentur

veranschlagt. Das dort erwartete Defizit von

5 Mrd 3 (davon 2,5 Mrd 3 Zuf�hrung an den

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab
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Defizit (−)
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   und Kurzarbeitergeld

...berufliche Förderung 2)

log. Maßstab
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1 Ohne die Liquiditätshilfen des Bundes. —
2 Starker Rückgang in 2005 bedingt durch
Verlagerung der beruflichen Förderung von
Arbeitslosengeld II-Beziehern auf den Bund.
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14 Zum einen sind die Beitr�ge f�r Kindererziehende in
H�he von 290 Mio 3 nach § 345a SGB III in diesem ersten
Quartal – im Unterschied zum Vorjahr – noch nicht ge-
flossen. Außerdem wurden Ende M�rz f�llige Beitr�ge
zum Teil erst im April verbucht.

Beitragsent-
wicklung im
ersten Quartal
verzerrt

Ausgaben-
r�ckgang
in operativer
Betrachtung
trotz h�heren
Eingliederungs-
beitrags

Finanzlage
g�nstiger als
im Haushalts-
plan ange-
nommen



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
Mai 2008

76

Versorgungsfonds), k�nnte sich mehr als

halbieren, sodass in operativer Betrachtung

sogar ein �berschuss erzielt w�rde. Dabei ist

allerdings zu ber�cksichtigen, dass der an-

haltende Aufschwung am Arbeitsmarkt

gegenw�rtig außergew�hnlich g�nstige

Rahmenbedingungen f�r die Finanzlage der

Bundesagentur bietet, die nicht ohne Weite-

res in die Zukunft fortgeschrieben werden

k�nnen.




